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Vorwort 

Das Hecht der Beschwerde im Strafprozeß ist seit der umfassenden 
Darstellung in der Dissertation von Ferdinand (1907/1908) und der 
knappen Erörterung in der Dissertation von Wronker (1922) weder 
insgesamt noch in spezifischen Einzelfragen mehr Gegenstand mono-
graphischer Erörterung gewesen. Dies ist um so bedauerlicher, als die 
gesetzliche Regelung der Beschwerde nach §§ 304 ff.  StPO weniger 
dicht ist als die der übrigen Rechtsmittel und die Beschwerde daher 
stärker dem Fluß der Entwicklung von Rechtsprechung, Literatur, aber 
auch der Gesetzgebung in benachbarten Gebieten ausgesetzt ist. Nicht 
nur haben sich in der Zwischenzeit etliche Regeln des Rechts der 
Beschwerde geändert, auch das Umfeld, in dem diese Regeln stehen, 
ist in vielfältiger Weise Veränderungen unterworfen  worden. Dies gi l t 
einmal von der Strafprozeßordnung  selbst, sodann aber auch von der 
Entwicklung der Prozeßrechtslehre und insbesondere auch von der 
Verfassung. 

Es erschien deshalb wünschenswert, die Entwicklungsimpulse aufzu-
arbeiten und den Versuch einer geschlossenen Darstellung des gegen-
wärtigen Standes des strafprozessualen  Beschwerderechts zu unter-
nehmen. 

Für zahlreiche Anregungen und Empfehlungen zu dieser Arbeit, die 
aus der Dissertation des Verfassers  entstanden ist, habe ich Herrn 
Professor  Knut Amelung,Trier, ganz besonders zu danken. 

Bochum, im Januar 1981 
Dirk  Eilersiek 
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Erster  Teil 

Die prozessuale Zulässigkeit der Beschwerde 

A. Einleitung: 
Der Anwendungsbereich der Beschwerde 

I . Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 

Im Verlauf eines Strafverfahrens  kommt im Bereich richterlicher 
Tätigkeit den Entscheidungen eine herausragende Bedeutung zu. Als 
Prozeßhandlungen1 und Willensäußerungen2 bedeuten sie einen Aus-
spruch, der in Anwendung des Gesetzes auf den vorliegenden Tatbe-
stand die Hechtsstellung eines Beteiligten unmittelbar berührt 3. Aus der 
gegebenen Begriffsbestimmung  folgt, daß eine Entscheidung stets das 
Ergebnis eines Denkprozesses ist4. Dabei läßt es sich nicht vermeiden, 
daß dieser „Denk- und Willensbildungsvorgang"5 Fehlern ausgesetzt 
sein kann, die in der Entscheidung ihren Ausdruck finden. Zwar sucht 
die StPO durch ein justizförmig geordnetes Verfahren  die Richtigkeit 
der Entscheidung zu ermöglichen6. Jedoch hat der Gesetzgeber nicht die 
Möglichkeit, allein dadurch Irrtümer auszuschließen und unrichtige 
Entscheidungen zu vermeiden7. Diese können sich aus der mangelhaften 
Feststellung des zu beurteilenden Sachverhaltes, aus der fehlerhaften 
Anwendung des Rechts auf den Sachverhalt oder gar aus beiden Ge-
sichtspunkten ergeben8. Ist die so mi t Fehlern behaftete Entscheidung 
ergangen, so fordert  das letztlich aus dem Rechtsstaatsprinzip folgende 
Gebot der Richtigkeit strafgerichtlicher  Entscheidungen9 die Möglich-
keit ihrer Anfechtung zwecks Behebung ihrer Mängel10. Zur Realisie-

1 Vgl. Löwe /  Rosenberg  /  Schäfer,  Einleit. Kap. 10. 
2 Vgl. Eb. Schmidt  I , Rdz. 248; I I , 1 vor § 33; Goldschmidt,  Prozeß, S. 497. 
3 Vgl. Kleinknecht,  Einl. Rdz. 119. 
4 Vgl. Eb. Schmidt  I , Rdz. 249 („Denkoperation"); Goldschmidt,  Prozeß, 

S. 498 („Denktätigkeit"). 
5 Henkel,  S. 253. 
β Vgl. Kleinknecht,  Einleit. 3, Henkel,  S. 363; Geerds,  SchlHA 64, 57. 
7 Vgl. dazu Tröndle,  GA 67, 170. 
8 Um die Offenlegung  der „Fehlerquellen i m Straf prozeß" hat sich insbe-

sondere Peters bemüht, vgl. sein gleichnahmiges Werk, Bd. I , S. 1 ff.;  Bd. I I , 
S. 5 ff.;  vgl. auch Peters,  Festschrift  für Mezger, S. 477 ff.  und Peters,  S. 533 ff. 

9 BVerfGE 7, 89 ff.;  Lorenz,  S. 12 ff. 
1 0 Vgl. Löwe /  Rosenberg  /  Gollwitzer,  1 vor § 296; Henkel,  S. 363. 

2* 



20 1. Teil, Α. Einleitung: Der Anwendungsbereich der Beschwerde 

rung dieser Möglichkeit sieht das Gesetz die sogenannten Rechtsbehelfe 
vor. Sie alle haben die Zielrichtung, eine als unrichtig empfundene 
richterliche Entscheidung erneut zur Prüfung durch einen anderen 
(höheren) Richter zu geben und möglichst ihre Änderung oder Aufhe-
bung zu erreichen11. 

Wegen der Vielfalt der gerichtlichen Entscheidungen hat das Gesetz 
die Rechtsbehelfe einer differenzierten  Ausgestaltung unterworfen.  Je 
nach A r t und Urheber der anzufechtenden Entscheidung steht den Be-
teiligten die Beschwerde, die Berufung, die Revision, die Wiederein-
setzung in den vorigen Stand, die Wiederaufnahme des Verfahrens,  der 
Einspruch, die Gegenvorstellung, die Aufsichts- und Dienstaufsichts-
beschwerde, u. a. zur Verfügung 12. Im Hinblick auf die Einteilung dieser 
Rechtsbehelfe in verschiedene Kategorien ist manches unklar 1 3 . Ein-
deutig ist allerdings, daß zu den Rechtsmitteln in dem engeren Sinne 
der StPO allein die einfache, weitere und sofortige Beschwerde, die 
Berufung und die Revision zählen. Nur diese Rechtsbehelfe regelt das 
Gesetz in seinem 3. Buch unter der Überschrift  „Rechtsmittel", weshalb 
alle anderen, gegen gerichtliche Entscheidungen möglichen Rechtsbe-
helfe nicht unter die Rechtsmittel in diesem engeren Sinne fallen. 

1. Zweck und Begriff  der Rechtsmittel. Begriffliches 

a) Aus der bereits angedeuteten Zielrichtung der Rechtsmittel als 
Möglichkeit zur Überprüfung  einer gerichtlichen Entscheidung14 ergibt 
sich, daß sie vornehmlich dazu dienen, Irr tümer zu beheben15 oder 
doch zumindest in engen Grenzen zu halten16. Ihre rechtspolitische Auf-
gabe besteht demnach zuerst in der Gewährleistung materieller Einzel-
fallgerechtigkeit 17. Zum einen w i rd die Richtigkeit der Entscheidung 
durch die mehrfache Überprüfung  des zu beurteilenden Sachverhalts 
und des darauf anzuwendenden Rechts verstärkt garantiert 18. 

Andererseits zwingen die Rechtsmittel kraft  ihrer Existenz die Un-
tergerichte zu einer korrekten Erforschung des Tatbestandes und zur 

1 1 Vgl. Gössel,  § 351. 
1 2 Die Rechtsbehelfe gegen Entschließungen der StA bleiben dabei außer 

Betracht; vgl. dazu Amelung,  Rechtsschutz, S. 25 ff.,  48 ff.;  Kalsbach,  S. 5 ff. 
1 3 So unterscheidet etwa Gössel,  § 35 I I „formlose Rechtsmittel" und „ förm-
liche Rechtsbehelfe", während z.B. Roxin, § 52 A I I die Rechtsbehelfe in 

„ordentliche" und „außerordentliche" eintei l t ; ebenso Henkel,  S. 364. 
1 4 s. o. bei Anm. 11. 
1 5 Vgl. Wit t , ZStW 58, 662. 
1 6 Vgl. Löwe /  Rosenberg  /  Gollwitzer,  1 vor § 296. 
1 7 Vgl. Gössel,  § 35 I ; Wi t t , a.a.O., S. 666. 
1 8 Vgl. Tröndle,  GA 67, S. 170; Lent / Jauernig,  § 72 I I I . 
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sorgfältigen Rechtsanwendung19. Sie üben insoweit einen „heilsamen 
Druck" 2 0 auf die unteren Instanzen aus21. 

Neben ihrer Aufgabe, Fehlurteile zu vermeiden, erfüllen die Rechts-
mit tel jedoch noch einen weiteren Zweck: Sie beugen der Gefahr der 
Rechtszersplitterung vor 22 . Die Vielzahl der Untergerichte produziert 
notwendig erhebliche Unterschiede in der Auslegung mehrdeutiger 
rechtlicher Begriffe,  d.h. in der Rechtsauffassung.  Im Interesse der 
Gerechtigkeit ist aber eine gleichmäßige Anwendung dieser Begriffe 
durch die unteren Instanzen erforderlich 23. Diese notwendige Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsanwendung24 w i rd durch die auf Rechtsmittel 
h in ergehende Rechtsprechung eines obersten Gerichtes oder weniger 
oberer Gerichte gewährleistet25. Die ihren Entscheidungen innewoh-
nende „natürliche Autor i tä t " 2 6 und die daraus folgende Ausstrahlung 
auf die Rechtsprechung der unteren Instanzen bewirkt die gewünschte 
Rechtsanpassung und wahrt die Rechtseinheit27. 

Hinzu kommt, daß erst durch eine die gesellschaftlichen Wandlungen 
berücksichtigende Rechtsprechung der Obergerichte die notwendige 
Fortentwicklung der Rechtsordnung ermöglicht wi rd 2 8 . Dies gi l t in 
hohem Maße für die Revision29, t r i f f t  aber auch für weite Bereiche der 
Beschwerde zu. Es w i rd sich zeigen, daß auf die Obergerichte etwa bei 
der Frage des Grundrechtsschutzes im Strafverfahren  wichtige Auf-
gaben zukommen. So verstanden dienen die Rechtsmittel sowohl dem 
Interesse des einzelnen Verfahrensbeteiligten  als auch der Rechts-
pflege insgesamt80. 

b) Aus dem dargestellten Zweck der Rechtsmittel ergibt sich, daß sie 
die Überprüfung  der angefochtenen Entscheidung und einen neuen 

1 0 Vgl. Löwe /  Rosenberg  /  Gollwitzer,  1 vor § 296. 
20 Lent /  Jauernig,  § 72 I I I . 
2 1 a. A. insoweit Tröndle,  a.a.O., S. 173 f.; Das Bewußtsein, nur „vor läuf ig" 

zu entscheiden, schwäche das Verantwortungsgefühl  des Erstrichters. 
2 2 Vgl. Peters,  S. 535. 
2 8 Vgl. Wit t , a.a.O., S. 668; Peters,  S. 535. 
2 4 Vgl. Löwe Ï  Rosenberg  /  Gollwitzer,  1 vor § 296. 
2 5 Vgl. Peters,  S. 535. 
26 Lent /  Jauernig,  § 72 I I I . 
2 7 Al lerdings ist festzustellen, daß die Vereinheit l ichungsfunktion bei der 

Beschwerde weniger ausgeprägt ist als bei der Revision. Die Beschwerde 
führ t  vielfach zu einer Überprüfung  rein tatsächlicher Fragen, vgl. § 308 I I , 
die nur für den jeweils zu entscheidenden Einzelfal l von Bedeutung sind. 

2 8 Vgl. Lent /  Jauernig,  § 72 I I I . 
2 9 Vgl. Eb. Schmidt  I I , 28 vor § 296. 
3 0 Au f den Zwiespalt zwischen materiel ler Einzelfallgerechtigkeit  einer-

seits und Rechtssicherheit — Rechtskraft  andererseits braucht an dieser 
Stelle nicht näher eingegangen zu werden; vgl. dazu Eb. Schmidt,  JZ 68, 
681 ff.,  m. w. N. 




